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Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Landesregierung - erstellt vom Ministerium 

für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung - auf die o. g. Kleine Anfrage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Petra Grimm-Benne 

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

LANDTAG VON 
SACHSEN -ANHALT 



Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen · 

Beantwortung 

Abgeordneter Ulrich Siegmund (AfD) 

Gleichstellungsbeauftragte im Land Sachsen-Anhalt 

Kleine Anfrage - KA 8/1188 

Vorbemerkung des Fragestellenden 

In Sachsen-Anhalt ist bei jeder obersten Landesbehörde mit mehr als 300 Beschäftigten 

sowie beim Landesverwaltungsamt eine hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte zu 

bestellen. 1 Sie sind als Stabsstelle der Behördenleitung direkt nachgeordnet. Gemäß der 

gesetzlichen Vorgaben besteht das Ziel ihrer Arbeit in der Gleichstellung der weiblichen 

und männlichen Beschäftigten in der Verwaltung, insbesondere im Hinblick auf die 

Verbesserung der beruflichen Situation und Entwicklung sowie die Förderung der 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen und Männer. 2 

Gleichstellungsbeauftragte genießen in Sachsen-Anhalt weitgehende Rechte. So sind sie 

beispielsweise über alle Personalangelegenheiten sowie soziale und organisatorische 

Maßnahmen zu informieren und an diesen auf Verlangen zu beteiligen. Dazu gehören 

Stellenausschreibungen, Bewerbungsgespräche und -unterlagen, Beförderungen, 

Weiterbildungsmaßnahmen, usw. Hinzu kommt, dass sie an fachliche Aufträge und 

Weisungen der Behördenleitung nicht gebunden sind. 3 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist im Grundgesetz (Artikel 3 Abs. 2 GG) und 

in der Landesverfassung (Artikel 7 Abs. 2, Art. 34 Verf ST) als Grundrecht und als 

Staatsziel verankert. Diese verfassungsrechtlichen Vorgaben zielen darauf ab, die 

Teilhabechancen von Frauen und Männern in allen Bereichen der gesellschaftlichen 

Wirklichkeit so zu gestalten, dass tatsächlich Gleichberechtigung verwirklicht wird . Diese 

Vorgabe geht damit deutlich über eine bloße rechtliche Gleichbehandlung hinaus. 

Insbesondere die Staatszielbestimmungen (Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 GG; Artikel 3 Abs. 3 

sowie Artikel 34 Verf ST) verpflichten alle staatlichen Einrichtungen des Landes 

1 vgl. § 14 Frauenfördergesetz. 
2 vgl. § 15 Frauenfördergesetz. 
3 vgl. ebd. 
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prozedurale und institutionelle Vorkehrungen zu treffen , um ihr Handeln auf die 

Gleichstellung von Frauen und Männer auszurichten. 

Auf gesetzlicher Ebene trägt das Land diesem Auftrag u. a. durch das 

Frauenfördergesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 27. Mai 1997 (FrFG) Rechnung. Die Zielsetzung des FrFG in Artikel 1 lautet: ,,Zur 

Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern werden Frauen in Sachsen­

Anhalt entsprechend dem Auftrag des Artikels 34 der Landesverfassung nach Maßgabe 

dieses Gesetzes gefördert, insbesondere zur Verbesserung ihrer beruflichen Situation 

und ihrer beruflichen Entwicklung. Gefördert wird ebenso die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf für Frauen und Männer." 

Zur Umsetzung dieser gesetzlichen Vorgaben sind konkrete Zuständigkeiten und nicht 

zuletzt Personalressourcen notwendig. Den Gleichstellungsbeauftragten kommt dabei 

eine wichtige Aufgabe zu. Sie wirken bei der Durchführung des FrFG als Stabsstellen in 

zentraler Funktion mit (Artikel 15 Abs. 1 FrFG). 

Antwort der Landesregierung erstellt vom Ministerium für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung 

Frage 1: 

Wie viele hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte sind aktuell in Ämtern und 

Behörden des Landes Sachsen-Anhalt tätig? 

Antwort zu Frage 1: 

Insgesamt 13 hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte sind aktuell in Ämtern und 

Behörden des Landes Sachsen-Anhalt tätig. 

Frage 2: 

Wie viele nicht hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte sind aktuell in Ämtern 

und Behörden des Landes Sachsen-Anhalt tätig? 

Antwort zu Frage 2: 

184 ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte sind aktuell in Ämtern und Behörden des 

Landes Sachsen-Anhalt tätig (ohne Meldung der Landtagsverwaltung und der 
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öffentlichen Schulen). In fast allen öffentlichen Schulen Sachsen-Anhalts wurden 

ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte gewählt. 

Frage 3: 

Hat das Geschlecht der Bewerber einen Einfluss bei der Einstellung von 

Gleichstellungsbeauftragten? 

Antwort auf Frage 3: 

Die Antwort zu Frage 3 bezieht sich auf die Bestellung hauptamtlicher 

Gleichstellungsbeauftragter. 

Nach § 14 Abs. 1 des FrFG ist „bei jeder obersten Landesbehörde mit mehr als 300 

Beschäftigten im Geschäftsbereich und beim Landesverwaltungsamt [ ... ] eine 

hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen ." Das Amt der hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftragten ist damit Frauen vorbehalten. Die gesetzliche Beschränkung 

auf weibliche Bedienstete wurde im Gesetzgebungsverfahren auf das allgemeine 

verfassungsrechtliche Gebot des Artikels 3 Abs. 2 GG , vorhandene Benachteiligungen 

von Frauen auszugleichen , sowie den Aufgabenkatalog der Gleichstellungsbeauftragten 

gestützt. 

Frage 4: 

Wie viele offene Stellenausschreibungen für Gleichstellungsbeauftragte gibt es 

zurzeit in Sachsen-Anhalt? Bitte nach hauptamtlichen und nicht hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftragten unterscheiden. 

Antwort zu Frage 4: 

Es gibt derzeit keine offenen Stellen im Bereich der hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftragten. 

Ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte werden gemäß§ 17 Abs.1 FrFG nicht im 

Rahmen eines Stellenausschreibungsverfahrens besetzt, sondern von den weiblichen 

Beschäftigten einer Behörde oder Einrichtung gewählt. 
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Frage 5: 

Welche Vergütung erhält eine hauptamtliche Gleichstellungsbeau'ftragte? 

Antwort zu Frage 5: 

Die hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten sind in der Laufbahngruppe 2, 2. 

Einstiegsamt (im Regelfall in den Statusämtern A 13 bis A 15 bzw. vergleichbarer 

Entgeltgruppen) besoldet bzw. tarifrechtlich analog eingruppiert. 

Frage 6: 

Wie wird das Stillschweigen der Gleichstellungsbeau'ftragten, die ihnen in 

Ausübung ihres Amtes bekannt werdenden Personalangelegenheiten betreffend 

gewährleistet? 

Antwort zu Frage 6: 

Es gelten zunächst die regulären Vorschriften des Datenschutzes beim Umgang mit 

personenbezogenen Daten. Daneben besteht gemäß§ 15 Abs. 4 FrFG für die 

hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten neben der allgemeinen - im öffentlichen 

Dienst als Teil der arbeitsvertraglichen oder dienstrechtlichen Treuepflicht geschuldeten 

Schweigepflicht - eine darüber hinausgehende, ausdrücklich gesetzlich normierte 

Verschwiegenheitspflicht. Diese ist auf Grund der der hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftragten bekannt gewordenen persönlichen Daten und Verhältnisse 

sowie sonstiger vertraulicher Angelegenheiten umfassend auszulegen. 

Für die ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten, die aufgrund des 

Zuständigkeitskatalogs in § 18 FrFG mit erheblich geringeren Rechten und Pflichten 

ausgestattet sind, folgt die Schweigepflicht aus der allgemeinen arbeits- oder 

dienstrechtlichen Treuepflicht. 
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Frage 7: 

Wem gegenüber legen hauptamtliche und nicht hauptamtliche 

Gleichstellungsbeauftragte Rechenschaft ab? 

Antwort zu Frage 7: 

Die hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten sind nicht in die Hierarchie des 

Verwaltungsaufbaus eingebunden, sondern unmittelbar der Behördenleitung unterstellt. 

Sie sind damit gegenüber der linienmäßig organisierten Verwaltung eigenständig und 

unabhängig. 

Nach § 15 Abs. 2 Satz 2 FrFG sind die hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten in 

Bezug auf die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabengrundsätzlich nicht an fachliche 

Aufträge und Weisungen gebunden. Aus der Weisungsfreiheit ergibt sich, dass sie keiner 

generellen Rechenschaftspflicht unterliegen. Davon unbenommen unterliegen die 

hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten in ihrer dienstlichen Tätigkeit - trotz 

fachlicher Weisungsfreiheit -der Rechtsaufsicht durch die (übergeordnete) Dienststelle. 

Die ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten sind als Interessenvertretungen ihren 

Wählerinnen verpflichtet. 

Frage 8: 

Welche konkreten Fortschritte konnten in den letzten zwanzig Jahren in der 

Gleichstellungsarbeit erreicht werden? Bitte nach Jahren aufschlüsseln. 

Antwort zu Frage 8: 

Die Fortschritte der Gleichstellungsarbeit in Sachsen-Anhalt werden nicht nach Jahren 

gesondert erfasst und ausgewertet. Stattdessen hat die Landesregierung dem Landtag 

gemäß§ 21 FrFG regelmäßig über die Umsetzung dieses Gesetzes zu berichten. 

Nachdem der Berichtsintervall bei Verabschiedung des FrFG ursprünglich zwei Jahre 

betrug, wurde er im Jahr 2005 auf fünf Jahre ausgedehnt. Seit dem ersten Bericht aus 

dem Jahr 1994 liegen dem Landtag daher mittlerweile neun ausführliche Darstellungen 

vor, die Auskunft über die konkreten Ergebnisse von Gleichstellungsarbeit in Sachsen­

Anhalt geben. Alle Berichte sind öffentlich zugänglich und können unter dem Link 
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https://leitstelle-frauen-geschlechtergleichstellung.sachsen-anhalt.de/frauen-und­

gleichstellung/chancengleichheit-von-frauen-und-maennern/frauenfoerderbericht 

aufgerufen werden . 

Frage 9: 

Welche Kosten sind durch hauptamtliche und nicht hauptamtliche Gleich­

stellungsbeauftragte und die durch sie durchgeführten Projekte entstanden? 

Bitte mindestens nach Personalkosten und Projektkosten aufschlüsseln. 

Antwort zu Frage 9: 

Die Personal- und Sachkosten für die hauptamtlichen Gleichstellungsbeauftragten 

entsprechen dem Durchschnitt der Personal- und Sachkosten der Beschäftigten in der 

Landesverwaltung. 

Die ehrenamtlichen Gleichstellungsbeauftragten sind in den jeweiligen Dienststellen 

hauptberuflich tätig. Ihre Aufgaben als ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte nehmen 

sie unentgeltlich wahr. 

Projektkosten wurden lediglich durch ein Ressort i. H. von 1.032 Euro beziffert. 

Frage 10: 

Welchen konkreten Einfluss können Gleichstellungsbeauftragte auf 

Stellenausschreibungen nehmen? 

Antwort zu Frage 10: 

Hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte haben nach § 15 Abs. 2 Satz 1 FrFG ein 

umfassendes und frühzeitiges Informationsrecht. Die Beteiligung an 

Stellenausschreibungen ergibt sich aus§ 15 Abs. 2 Nr. 6 FrFG. So kann die 

hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte bspw. überprüfen, ob die Ausschreibung den 

Anforderungen des § 3 FrFG LSA entspricht. 
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Frage 11: 

Welchen konkreten Einfluss können Gleichstellungsbeauftragte auf 

Bewerbungsgespräche nehmen? 

Antwort zu Frage 11: 

Die hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte kann nach § 15 Abs. 2 Nr. 7 FrFG 

Bewerbungsunterlagen einsehen und nach § 15 Abs. 2 Nr. 8 FrFG an 

Vorstellungsgesprächen teilnehmen. 

Frage 12: 

Welchen konkreten Einfluss können Gleichstellungsbeauftragte auf Beförderungen 

nehmen? 

Antwort zu Frage 12: 

Nach § 15 Abs. 2 Nr. 9 FrFG sind hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte über 

anstehende Beförderungen sowie übertragende höherwertige Tätigkeiten zu unterrichten. 

Frage 13: 

Welchen konkreten Einfluss können Gleichstellungsbeauftragte auf 

Weiterbildungsmaßnahmen nehmen? 

Antwort zu Frage 13: 

Nach § 15 Abs. 2 Nr. 10 FrFG sind hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte über 

Maßnahmen zur Qualifikation von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (zum Beispiel 

Bildungsmaßnahmen) zu informieren. 
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